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 Umfassende Gesundheitspolitik

4 Die Auswirkungen des Klimawandels
Der Klimawandel hat nicht nur negative Auswirkungen auf Flora und Fauna, sondern auch auf die 
Gesundheit der Menschen. Klimaszenarien  zufolge wird es in Zukunft noch deutlich mehr Hitzewel-
len geben. Die Bevölkerung vor den gesundheitlichen Folgen des Klimawandels zu schützen, ist 
eine wichtige Aufgabe verschiedener Bundesämter.

5 Damit Lärm nicht krank macht
Lärm beeinträchtigt die Gesundheit der Menschen auf vielfältige Weise. Selbst dann, wenn die Be-
troffenen den Lärm gar nicht bewusst wahrnehmen. Massnahmen zur Lärmreduktion kommen 
daher grosse Bedeutung zu. Mehrere Bundesämter versuchen auf unterschiedliche Weise, die Lärm-
belastung der Bewohnerinnen und Bewohner in der Schweiz zu reduzieren. 

6/7  Die Schweiz könnte es noch 
 besser machen

Wenn es um umfassende Gesundheitspolitik geht, ist die Schweiz zwar Weltklasse, aber nicht Welt-
spitze. Ilona Kickbusch, eine der weltweit renommiertesten Expertinnen auf dem Gebiet, erklärt im 
Interview unter anderem, was unser Land noch besser machen könnte und woran eine umfassen-
de Gesundheitspolitik in der täglichen Praxis scheitert.
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Ein gemeinsames Verständnis 
von Gesundheit entwickeln
Es braucht mehr als Gesundheitspolitik, um die Gesund-
heit der Bevölkerung zu verbessern. Denn Gesundheit 
wird von vielen Faktoren beeinfl usst, die ausserhalb des 
Gesundheitswesens liegen. Es braucht einen umfassen-
den Ansatz und die Zusammenarbeit des BAG mit anderen 
Bundesämtern und Bundesstellen. Wichtig ist, dass alle 
Akteure ein gemeinsames Verständnis von Gesundheit 
entwickeln. 

Gesundheit entsteht vor allem in 
der alltäglichen Umgebung der 
Menschen: Dort, wo sie wohnen, 
lernen, essen, spielen, Velo fahren, 
arbeiten, lieben. Viele verschiede-
ne Faktoren (Gesundheitsdetermi-
nanten) haben einen Einfl uss auf 
die Gesundheit der Menschen (sie-
he Infografi k). Zunächst gehören 
dazu persönliche Determinanten 
wie die geerbte Veranlagung, das 
soziale Umfeld und das individuelle 
Gesundheitsverhalten. Aber auch 

die sozialen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Rahmenbedingungen 
haben direkt oder indirekt einen 
Einfl uss auf die Gesundheit. Kon-
kret geht es hier zum Beispiel um 
Determinanten wie Einkommen, 
Bildung oder Luftverschmutzung: 

– Personen mit tiefem Einkom-
men leiden fast doppelt so häu-
fi g an Diabetes wie Personen mit 
hohem Einkommen. 

– Gut ausgebildete Personen sind 
in der Regel gesünder als Perso-
nen mit einem obligatorischen 
Schulabschluss. 

– Aufgrund der Luftverschmut-
zung sterben in der Schweiz 
jährlich rund 3000 Personen 
vorzeitig.

Auch Strassenverkehrslärm, Hitze 
oder der Zugang zu Schusswaffen 
können die Gesundheit beeinfl us-
sen. Zu all diesen Themen fi nden 
Sie in dieser spectra-Ausgabe wei-
tere Informationen. Die Beispiele 
zeigen einerseits, dass Gesundheit 
in der Schweiz ungleich verteilt ist, 
dass nicht alle in der Schweiz die 
gleiche Chance auf ein langes und 
gesundes Leben haben. Und sie 
zeigen andererseits, dass Gesund-
heit viele Politikbereiche betrifft, 
nicht nur die Gesundheitspolitik. 
Einkommen, Bildung, Luftqualität: 

senden Gesundheitspolitik (eng-
lisch «Health in All Policies»). Im 
Bericht «Gesundheit2020» steht 
dazu: «Diese gesellschaftlichen und 
umweltbedingten Determinanten 
sollen auf Bundesebene durch eine 
intensivierte Zusammenarbeit zwi-
schen den betroffenen Departe-
menten gezielt verbessert werden.»

Dabei gibt es Determinanten, 
auf die das Individuum Einfl uss 
nehmen kann, wie Ernährung und 
Bewegung, und andere, bei denen 
der individuelle Einfl uss begrenzt 
ist, etwa Arbeit oder Einkommen. 
Bei gewissen Determinanten ist 
kaum individuelle Einfl ussnahme 
möglich (globale Wirtschaftslage, 
Krieg oder Frieden). Die Verant-
wortung für die Gesundheit liegt 
also nicht alleine beim Individuum 
selbst, sondern auch bei den ver-
schiedenen Politiksektoren, bei 
Wirtschaft und Gesellschaft.  >

Die Verantwortung für 
die Gesundheit liegt nicht 
alleine beim Individuum, 
sondern auch bei den 
verschiedenen Politik-
sektoren, bei Wirtschaft 
und Gesellschaft.

– Determinanten wie diese werden 
weitgehend durch Politiken ausser-
halb der eigentlichen Gesundheits-
politik gesteuert, in Bereichen also, 
auf die das BAG relativ wenig Ein-
fl uss hat.

Der Bericht «Gesundheit2020», 
der die gesundheitspolitischen Pri-
oritäten des Bundesrates defi niert, 
hält fest: «Der Gesundheitszustand 
der Menschen in der Schweiz wird 
zu 60 Prozent von Faktoren aus-
serhalb der Gesundheitspolitik be-

Das Gesundheitssystem ist nur eine von vielen Gesundheitsdeterminanten. Gesundheit entsteht zu einem 
grossen Teil ausserhalb des Gesundheitssystems. Die drei Ebenen «Biologische Faktoren», «Persönliches Umfeld 
und Verhalten» und «Soziale, wirtschaftliche, ökologische und kulturelle Rahmenbedingungen» stehen in 
einer ständigen Wechselwirkung zueinander. Das Individuum kann sein Umfeld nur bedingt selbst gestalten. 
Auf gewisse Faktoren, die seine Gesundheit beeinfl ussen, hat es wenig bis gar keinen Einfl uss. 

stimmt.» Gesundheitspolitische 
Massnahmen im engeren Sinne 
greifen deshalb oft zu kurz oder 
werden durch politische Massnah-
men und Trends in anderen Poli-
tikfeldern überlagert. Gesundheits-
politik allein kann gesundheitliche 
Chancenungleichheit also nicht be-
heben. Es braucht einen breiteren 
Fokus, über die Gesundheitspolitik 
hinaus, und Massnahmen, die 
nicht nur innerhalb, sondern auch 
ausserhalb des Gesundheitsbe-
reichs umgesetzt werden.

Eine wirkungsvolle Gesund-
heitspolitik muss auf einer breiten 
politischen Ebene quer durch alle 
Bundes ämter und Bundesstellen 
ansetzen, indem sie darauf hin-
wirkt, dass Gesundheitsaspekte bei 
wichtigen Entscheiden mit-
berücksichtigt werden, etwa bei 
Gesetzes- und Verordnungsände-
rungen. Das ist das Ziel der umfas-
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Pascal Strupler,
Direktor
Bundesamt für 
Gesundheit

Gesundheit 
entsteht im Alltag 
der Menschen
Die Zahlen zur Lebenserwartung in 
Schweizer Gemeinden sind eindeutig: In 
wohlhabenden, vor allem urbanen Ge-
meinden und Zentren wie Zürich, Bern, 
Basel, Genf und entlang von Seen ist die 
Chance auf ein langes Leben hoch. In den 
Gemeinden mit der höchsten Lebenser-
wartung beträgt diese beinahe 83 Jahre. 
In ärmeren, eher ländlich geprägten Ge-
meinden und Bergdörfern beträgt die 
Lebenserwartung hingegen 78 Jahre. 
Nicht alle Menschen in der Schweiz haben 
demnach die gleiche Chance auf ein lan-
ges und möglichst gesundes Leben.
 Die Gründe für diese Unterschiede 
sind allerdings nicht so eindeutig. Klar ist, 
dass nicht die Qualität der Spitäler oder 
der Zugang zu Gesundheitsfachleuten für 
die Unterschiede hauptverantwortlich 
sind, sondern andere Faktoren wie Aus-
bildung, Einkommen oder Zivilstand. Bei 
sozial benachteiligten Personen treten 
psychische Erkrankungen inklusive Sucht-
erkrankungen häufi ger auf. Nicht selten 
leben diese Personen in Wohngebieten 
mit mehr Lärm und Luftverschmutzung 
und weniger Grünfl ächen. Auch der 
Tabak konsum ist bei Personen mit gerin-
gem Einkommen erhöht. Wer in Armut 
lebt oder arbeitslos ist, hat tendenziell 
eine schlechtere Gesundheit sowie eine 
geringere Lebenserwartung und hat auch 
ein vielfach erhöhtes Risiko, an einer 
schweren Krankheit zu leiden. 
 Gesundheitliche Chancengleichheit ist 
uns ein wichtiges Anliegen. Um sie zu 
fördern, arbeitet das BAG mit anderen 
Bundesämtern zusammen. Denn Gesund-
heit «entsteht» nicht nur im Gesund-
heitsbereich, sondern auch in anderen 
Politikfeldern. Es geht darum, allen Ein-
wohnerinnen und Einwohnern unseres 
Landes einen möglichst gesunden Alltag 
zu ermöglichen – sei es nun zu Hause in 
der Familie, in der Schule, am Arbeits-
platz oder in der Freizeit. So betrachtet, 
ist Gesundheit eine Aufgabe, die nahezu 
alle Bundesstellen betrifft. Das BAG ist 
bereit, diese bei der Erarbeitung von 
Lösungen zu unterstützen, die positive 
Auswirkungen auf die Gesundheit haben, 
und bestehende Kooperationen auszu-
bauen. 
 Unser gemeinsames Ziel ist es, die 
Gesundheit der Bevölkerung und die 
gesundheitliche Chancengleichheit zu ver-
bessern – zusammen mit allen Akteuren, 
die dies beeinfl ussen können. 

Sozial schlechter gestellte 
Gruppen sind eher 
gesundheitsschädigenden 
Arbeits-, Wohn- und 
Umweltbedingungen 
ausgesetzt.

Fokus auf sechs Themenfelder
Das BAG fokussiert bei der Umset-
zung der umfassenden Gesund-
heitspolitik auf sechs Themenfel-
der, die gemeinsam mit dem 
Departement des Innern defi niert 
wurden. In diesen, im Folgenden 
kurz skizzierten Themenfeldern 
soll die Zusammenarbeit zwischen 
den involvierten Bundesstellen in-
tensiviert und systematischer an-
gegangen werden. 

1. Umwelt und Energie
Eine möglichst intakte Umwelt 
(Boden, Luft, Wasser, Erholungs-
räume) fördert die Gesundheit. 
Umgekehrt kann die Umwelt die 
Gesundheit beeinträchtigen. Bei-
spiele sind Lärm, Luftverschmut-
zung, aber auch Hitzewellen, deren 
Auswirkungen vor allem ältere 
Menschen treffen. Auch Rückstän-
de von Medikamenten (hormonak-
tive Stoffe) sowie antibiotikaresis-
tente Bakterien sind proble  ma  tisch. 
Eine erhöhte Radonkonzentration 
in Innenräumen kann zu Lungen-
krebs führen. 

2.  Wirtschaft
Wirtschaft und Gesundheit sind eng 
miteinander verknüpft. So können 
Wirtschaftskrisen und damit ver-
bundene Entlassungen grossen 
Einfl uss auf die Gesundheit der be-
troffenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und ihrer Angehörigen 
haben. Arbeit kann krank machen, 
Stichworte sind Stress oder Rü-
ckenprobleme. Ein gutes Arbeits-
umfeld und ein gesunder Arbeits-
platz wiederum erhöhen die 
Gesundheit der Menschen, geben 
Selbstvertrauen und Stärke. Arbeit 
kann also auch für die Stärkung der 
psychischen Gesundheit eine wich-
tige Rolle spielen.

3. Ernährung und Nahrungs-
mittelproduktion

Die Ernährung hängt eng mit der 
Gesundheit zusammen. In der 
Schweiz nehmen nichtübertrag-

Aus erster Hand

bare Krankheiten (NCD) zu. Drei 
Hauptfaktoren, die das Auftreten 
dieser Krankheiten begünstigen, 
haben mit der Ernährung zu tun: 
Bluthochdruck, zu hohe Choleste-
rinwerte und Übergewicht/Fettlei-
bigkeit. Infizierte Lebensmittel 
können auch zur Verbreitung von 
gefährlichen Keimen beitragen 
(Gastroenteritiden, Listeriose). 

4. Bildung
Wie Babys, Kinder und Jugendli-
che aufwachsen und geschult wer-
den, hat einen wichtigen Einfl uss 
auf ihren Lebensstil und auf ihre 
Gesundheit im Erwachsenenalter. 
Einerseits eignen sich Kinder in 
der Schule gesundheitsbezogene 
Kompetenzen an, andererseits be-
einflussen Schulerfolg und Bil-
dungsniveau die Berufswahl, den 
Lohn und den Wohnort, was sich 
wiederum positiv oder negativ auf 
die Gesundheit auswirkt. 

5.  Bewegung, Mobilität und 
natürliche Lebensräume

Bewegung spielt eine wichtige Rol-
le bei der Vermeidung und der 
Behandlung nichtübertragbarer 
Krankheiten (wie Diabetes, Krebs, 
Atemwegs-, Herz-Kreislauf- sowie 
muskuloskelettale Erkrankungen). 
Bewegung hilft auch bei der Bewäl-
tigung von psychischen Problemen 
wie Stress, Angst und Depressio-
nen und fördert in allen Lebens-
phasen die körperliche und geisti-
ge Auto nomie. 

6. Sozialpolitik und Integration
Soziale Sicherheit und Integration 
sind entscheidende Gesundheitsde-

terminanten. In der Schweiz beste-
hen deutliche Unterschiede zwi-
schen sozialen Gruppen in Bezug 
auf Gesundheitsverhalten und Ge-
sundheitszustand. Armut, Diskrimi-
nierung und soziale Ausgrenzung 
beeinträchtigen die Gesundheit 
direkt. Sozial schlechter gestellte 
Gruppen sind eher gesundheits-
schädigenden Arbeits-, Wohn- und 
Umweltbedingungen ausgesetzt. 
Auch problematisches Suchtver-
halten, insbesondere Alkoholab-
hängigkeit, kann zu sozialer Isola-
tion, Arbeitsplatzverlust und Armut 
führen. 

Rahmenbedingungen 
verbessern
In all diesen Themenfeldern ver-
sucht das BAG, gemeinsam mit an-
deren Ämtern, die Rahmenbedin-
gungen für eine möglichst gute 
öffentliche Gesundheit zu verbes-
sern. Es hat dabei nicht den An-
spruch, in möglichst vielen dieser 
Politikbereiche den Lead zu über-
nehmen; es möchte stattdessen vor 
allem Themen und Anliegen zum 
richtigen Zeitpunkt am richtigen 
Ort einbringen und andere Bundes-
stellen bei Lösungen unterstützen, 
die sich positiv auf die Gesundheit 
der Bevölkerung auswirken. Kon-
kret geschieht dies zum Beispiel in 
Form von Ämterkonsultationen 
oder von Einsitz in Arbeits- und 
Projektgruppen anderer Bundes-
stellen. Last, but not least geht es 
darum, dass alle Akteure ein ge-
meinsames Verständnis von Ge-
sundheit entwickeln. 

Kontakte: 
Karin Gasser, Co-Leiterin Sektion 
Gesundheitliche Chancengleichheit,
karin.gasser-GP@bag.admin.ch

Judith Wenger, Wiss. Mitarbeiterin 
Sektion Politische Grundlagen 
und Vollzug
judith.wenger@bag.admin.ch

Eine intakte 
Umwelt fördert 
die Gesundheit. 
Umgekehrt 
kann die Um-
welt die Ge-
sundheit beein-
trächtigen: 
Beispiele sind 
Lärm, Luftver-
schmutzung, 
aber auch Hitze-
wellen, deren 
Auswirkungen 
vor allem ältere 
Menschen 
betreffen.
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Die gesundheitlichen Folgen des 
Klimawandels für die Bevölkerung reduzieren

Hitzebedingte Krank-
heits- und Todesfälle 
vermeiden
Das BAG hat bereits nach dem Hitzesommer 
2003 gemeinsam mit dem BAFU eine Informa-
tionskampagne zum Verhalten bei Hitze ent-
wickelt. Flyer und Poster wurden erarbeitet, 
die auf die Gefahr von Hitzewellen aufmerksam 
machen. Diese wurden 2016 überarbeitet 
(www.hitzewelle.ch). 
 Das Schweizerische Tropen- und Public 
Health-Institut (Swiss TPH) hat im Auftrag des 
BAG eine «Toolbox» entwickelt, welche die Kan-
tonsbehörden beim Umgang mit Hitzewellen 
unterstützen soll. Neben Massnahmen zur Sen-
sibilisierung der Bevölkerung für hitzebedingte 
Gesund heitseffekte und Schulungen für Akteure 
des Gesundheitssystems ist das Management 
der Hitzeereignisse durch die kantonalen Ge-
sundheitsdienste wichtig. Langfristig notwendig 
sind zudem Massnahmen zur Reduktion von 
städtischen Hitzeinseln und energieeffi ziente 
Gebäudekühlung. Raumplanung und Architektur 
leisten daher zentrale Beiträge zum Schutz der 
Gesundheit bei zu nehmender Hitzebelastung. 

Seit Messbeginn im Jahr 1864 ist die Temperatur in der Schweiz um durchschnittlich 2 °C angestiegen. Weiss entspricht dem 
Temperaturmittel der Jahre 1961–1990 (Referenzwert). Je tiefer die Durchschnittstemperatur in einem Messjahr unter dem 
Referenzwert lag, desto blauer ist die Schweiz eingefärbt. Je mehr die Durchschnittstemperatur in einem Jahr den Referenzwert 
überstieg, umso röter.

Der Klimawandel ist eine Realität und auf Basis von Klima szenarien muss von einem weiteren Temperaturanstieg ausgegangen 
werden. Bereits heute sind in der Schweiz die Auswirkungen auf Mensch und Umwelt erkennbar.

Eine Analyse des Bundesamts für 
Umwelt (BAFU) zu den klimabe-
dingten Risiken und Chancen zeigt, 
dass neben einigen positiven Effek-
ten – etwa für den Sommertouris-
mus – die negativen Auswirkungen 
des Klimawandels deutlich über-
wiegen. Prioritäre Risiken für die 
Schweiz sind die grössere Hitzebe-
lastung, die zunehmende Trocken-
heit, die steigende Schneefallgren-
ze, das steigende Hochwasserrisiko, 
der Gletscherrückzug, das Auftau-
en des Permafrosts, die Verände-
rung der Biodiversität, die Verbrei-
tung von Schadorganismen und 
gebietsfremden Arten. Die Folgen 
für Umwelt, Wirtschaft, Mensch 
und Tier sind vielfältig. 

Der Klimawandel macht krank
Vor allem die zunehmende Hitze-
belastung birgt Risiken für die Ge-
sundheit der Bevölkerung. Hohe 
Temperaturen beeinträchtigen die 
Leistungsfähigkeit am Arbeitsplatz 
und generell das Wohlbefinden. 
Studien des Schweizerischen Tro-
pen- und Public Health-Instituts 
zeigen, dass während heissen Ta-
gen die Anzahl Notfall-Spitaleintrit-
te und Todesfälle zunimmt. Auf-
grund der Extremtemperaturen in 
den Hitzesommern 2003 und 2015 
wurden schweizweit 6,9 Prozent 
bzw. 5,4 Prozent mehr Todesfälle 
beobachtet als erwartet (vor allem 
Personen über 75 Jahren waren 
betroffen). Ob dies auch für den 
Hitzesommer 2018 gilt – oder ob 
Präventionsbemühungen schon ge-
griffen haben –, werden entspre-
chende Datenauswertungen zeigen. 

Neben Extremtemperaturen 
haben auch höhere Durchschnitts-
temperaturen, wärmere Winter 
und die zunehmende Sommertro-
ckenheit Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit: So nimmt 
die sommerliche Ozonbelastung zu, 
die Überlebensbedingungen für 
Schadorganismen (z. B. Zecken 
oder Mücken) werden begünstigt 
und die verlängerte Pollensaison 
belastet Allergiker. 

Handlungsbedarf besteht 
in vielen Sektoren
Wie lassen sich die gesundheitli-
chen Folgen des Klimawandels re-
duzieren? Im Vordergrund steht die 
Reduktion der Treibhausgasemissi-
onen. Mit der Ratifi kation des Kli-
maübereinkommens von Paris hat 
sich die Schweiz dazu verpfl ichtet, 
die Treibhausgasemissionen bis 
2030 gegenüber 1990 um 50 Pro-
zent zu senken. Weil die Erderwär-

mung aber auch bei grössten An-
strengungen im besten Fall auf 
1,5 °C begrenzt werden kann, ist 
bereits heute eine adäquate Anpas-
sungsstrategie nötig. Im März 2012 
hat der Bundesrat die Ziele und 
Handlungsfelder seiner Strategie 
zur Anpassung an den Klimawan-
del verabschiedet. Die Strategie 
setzt den Rahmen für das koordi-
nierte Vorgehen der Bundesämter. 
Im entsprechenden Aktionsplan 
(2014–2019) sind 63 Anpassungs-
massnahmen der Bundesämter zu-
sammengefasst. Sie betreffen die 
Sektoren Wasserwirtschaft, Natur-
gefahren, Landwirtschaft, Wald-
wirtschaft, Energie, Tourismus, 
Biodiversitätsmanagement, Raum-
entwicklung und Gesundheit. 

Der Sektor Gesundheit ist auf 
Zusammenarbeit angewiesen
Anpassungsmassnahmen im Sektor 
Gesundheit fokussieren auf den 
Schutz der Bevölkerung vor Hitze-
wellen, die Überwachung und Früh-
erkennung von vektorübertragen-
den Infektionskrankheiten (FSME, 
Borreliosen etc.) sowie die Überwa-
chung von potenziell krankheits-
übertragenden, gebietsfremden 
Stechmückenarten. Die Umsetzung 
der Massnahmen liegt nur zum Teil 
in der Zuständigkeit des BAG. Das 
BAG erarbeitet Informationsmateri-
alien zum Schutz bei Hitzewellen für 
Bevölkerung, Fachpersonen und 

Behörden. Zudem überwacht das 
Amt vektorübertragene Infektions-
krankheiten. Hingegen ist das BAFU 
für das Monitoring potenziell krank-
heitsübertragender, gebietsfremder 
Stechmückenarten zuständig (z. B. 
die asiatische Tigermücke als poten-
zielle Überträgerin des Dengue-, 
Chikungunya- oder Zikavirus). 

Um die Gesundheit der Bevöl-
kerung zu schützen, braucht es die 
Zusammenarbeit der Bundesämter. 
Die Koordination der Aktivitäten 
erfolgt im interdepartementalen 
Ausschuss IDA Klima. Das National 
Centre for Climate Services (www.
nccs.ch) koordiniert im Auftrag des 
Bundes die Erarbeitung von Wis-
sensgrundlagen. 

Quellen:
Klimabedingte Risiken und Chan-
cen. Eine schweizweite Synthese. 
BAFU 2017
Anpassung an den Klimawandel 
in der Schweiz. Aktionsplan. BAFU 
2014
www.klimaszenarien.ch

Kontakte:
Esther Walter, Sektion Nationale 
Gesundheitspolitik, esther.walter@
bag.admin.ch 

Martina Ragettli, Abteilung Umwelt 
und Gesundheit, Schweizerisches 
Tropen- und Public Health-Institut, 
martina.ragettli@swisstph.ch 
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Der Bund will mit Lärmreduktion 
die Gesundheit fördern

Wo beginnt Lärm?

Laut der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
treten negative Gesundheitseffekte ab 40 Dezibel 
in der Nacht und ab 45 Dezibel am Tag auf. Im 
Lärmschutzgesetz wurden unter anderem Im-
missionsgrenzwerte für verschiedene Lärm arten 
festgelegt. Diese legen die Schwelle fest, ab 
welcher der Lärm die Bevölkerung in ihrem 
Wohlbefi nden erheblich stört. Die Belastungs-
grenzwerte sind für reine Wohngebiete strenger 
als für Gegenden, in denen auch gewerbliche 
Aktivitäten erlaubt sind («Empfi ndlichkeits-
stufe»). In der Regel gelten folgende Immissions  -
grenzwerte:

Empfi ndlichkeitsstufe Tag Nacht

1 Erholung 55 dB 45 dB
2 Wohnen 60 dB 50 dB
3 Wohnen/Gewerbe 65 dB 55 dB
4 Industrie 70 dB 60 dB

So laut sind verschiedene Geräusche

Atemgeräusch 25 dB
Flüstern 30 dB
Konzentrationsstörungsschwelle 40 dB
Radio/TV in Zimmerlautstärke 55 dB
Normales Gespräch 60 dB
Risikoerhöhung Herz-Kreislauf-
Erkrankungen

65 dB

Staubsauger, Haarföhn 70 dB
Starker Verkehr, Lkw, Bohrgeräusch 80 dB
Unangenehm, längere Einwirkung, 
Gehörschaden

85 dB 

Kreissäge, Diskothek 100 dB
Unerträglich laut, Schmerzgrenze 120 dB
Flugzeugstart 140 dB

Lärm kann erhebliche Gesundheitsprobleme verursachen. 
Betroffene können unter Schlafstörungen, Depressionen, 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen leiden. Um den Lärm zu 
reduzieren, braucht es die Zusammenarbeit der beteiligten 
Bundesämter und weiterer Akteure. 

Etwa eine Million Menschen sind 
in der Schweiz am Tag und in der 
Nacht Strassenverkehrslärm aus-
gesetzt. Durch Eisenbahnlärm ge-
stört wird tagsüber jede hundertste 
Person, nachts ist es jede fünfzigs-
te. Auch von Fluglärm sind in der 
Schweiz viele Menschen betroffen. 
Insgesamt leben 20 bis 25 Prozent 
der Bevölkerung an Orten, in de-
nen der Grenzwert am Tag oder in 
der Nacht überschritten wird – 
oder beides (siehe Box). 

Lärm beeinträchtigt die Ge-
sundheit der Menschen auf ganz 
unterschiedliche Weise: Er löst ner-
vöse Reaktionen aus und begünstigt 
die Ausschüttung von Stresshormo-
nen wie Adrenalin, Noradrenalin 
und Kortisol. Schlafprobleme kön-
nen die Folge sein, das Risiko für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, De-
pressionen, Diabetes, Übergewicht 
und kognitive Probleme bei Kindern 
steigt. Lärm beeinträchtigt selbst 
dann unsere Gesundheit, wenn wir 
ihn nicht mehr bewusst wahrneh-
men, beispielsweise wenn wir 
schlafen. Das hat Folgen: Strassen-, 
Bahn- und Fluglärm verursachen in 
der Schweiz jährlich Gesundheits-
kosten von schätzungsweise 2,6 
Milliarden Franken. Weitgehend 
unklar ist, welche langfristigen Fol-
gen Lärm für die Gesundheit hat.

Rund 500 Todesfälle
Zur Aktualisierung des Wissens-
standes über die Auswirkungen 
von Lärm auf die Menschen wurde 
von 2013 bis Ende 2017 die SiRE-
NE-Studie durchgeführt (Short- 
and Long-Term Effects of Transpor-
ta tion Noise Exposure), geleitet von 
Martin Röösli, Professor für Um-
weltepidemiologie am Schweizeri-
schen Tropen- und Public Health-
Institut (Swiss TPH) in Basel. 

Das Forschungsteam unter-
suchte die Auswirkungen von 
Stras senverkehrs-, Schienen- und 
Fluglärm auf die Gesundheit, etwa 
auf das kardiovaskuläre System, 
aber auch auf den Schlaf. Dabei 
wurden epidemiologische Studien 
mit schweizweiten Befragungen 
und experimentellen Studien im 
Schlafl abor kombiniert.

Einige Ergebnisse:
– Rund 13 Prozent der Bevölke-

rung sind stark lärmbelästigt, 
9 Prozent fühlen sich durch Ver-
kehrslärm stark im Schlaf ge-
stört.

– Bei gleichem Durchschnitts-
lärmpegel fühlen sich rund drei-
mal mehr Leute von Fluglärm 
belästigt als von Strassen- und 
Bahnlärm.

– Verkehrslärm verursacht in der 
Schweiz jährlich rund 500 zu-
sätzliche Herz-Kreislauf-Todes-
fälle sowie 2500 Diabeteser-
krankungen.

Die Resultate der wissenschaftli-
chen Untersuchung werden die Ba-
sis für die Überprüfung der Lärm-
grenzwerte der Schweizerischen 
Lärmschutzverordnung bilden. 

Massnahmenplan gemeinsam 
ausgearbeitet
Auch der Bundesrat hat das Prob-
lem erkannt und im Juni 2017 ei-
nen «Nationalen Massnahmenplan 
zur Verringerung der Lärmbelas-
tung» verabschiedet. Ausgearbeitet 
wurde er vom Bundesamt für Um-
welt (BAFU) in Absprache unter an-
derem  mit den Bundesämtern für 
Raumplanung (ARE), Zivilluftfahrt 
(BAZL), Gesundheit (BAG), Bevölke-
rungsschutz (VBS) und Strassen 
(ASTRA). Der Massnahmenplan 
umfasst mehrere Schwerpunkte: 
gezieltere Bekämpfung von Lärm-
quellen, Förderung von Ruhe und 
Erholung bei der Siedlungsentwick-
lung, Modernisierung des Lärm-
monitorings sowie Information der 
Öffentlichkeit. 

Positive Wirkung zeigt bei-
spielsweise der Einbau lärmarmer 
Strassenbeläge, dank denen der 
Lärmpegel um 6 bis 7 Dezibel sinkt. 
Ab einem Tempo von ungefähr 25 
km/h übertönt das Rollgeräusch 
von Autos und Lastwagen den Mo-
torenlärm. Eine Studie des BAFU 
belegt, dass schallschluckende Be-
läge die Fahrgeräusche so stark re-
duzieren, als wären nur noch 15 
Prozent des ursprünglichen Ver-
kehrs auf den Strecken unterwegs. 
Bis Ende 2018 waren schweizweit 
ungefähr 1700 Kilometer dieser 
neuen Strassenbeläge eingebaut. 
Während sie in der Westschweiz 
schon vielerorts anzutreffen sind, 
fällt in der Deutschschweiz die Vor-
reiterrolle dem Kanton Aargau zu: 
Dort will man innerorts alle Stras-
sen mit lärmarmen Belägen aus-
statten. Deren Geheimnis liegt in 
ihrer feinen Oberfl ächenstruktur 
mit Gesteinskörnern von höchstens 
4 Millimetern Grösse und einem 
hohen Hohlraumanteil von wenigs-

tens 12 Volumenprozent. Altbe-
kannt sind weitere Massnahmen 
wie die Installation von Lärm-
schutzwänden oder Lärmgalerien 
und sowie Temporeduktionen.

Auf leisen Schienen
Mit der Anschaffung von leiserem 
Rollmaterial wurde bei den SBB 
ebenfalls schon einiges für die Re-
duktion der Lärmimmissionen ge-
tan. Das Augenmerk liegt nun auf 
der Entwicklung lärmarmer Infra-
struktur und der Förderung leise-
rer Güterwaggons. Den Luftver-
kehr wollen die Behörden unter 
anderem durch lärmabhängige 
Start- und Landetaxen sowie ver-
besserte An- und Abfl ugverfahren 
leiser werden lassen.

Darüber hinaus kann auch die 
Aufklärung der Bevölkerung einen 
Beitrag zur Lärmreduktion leisten. 
So verursachen beispielsweise 
breite Reifen von Sportwagen und 
SUVs deutlich mehr Lärm als 
schma lere Pneus.

Kontakte:
Esther Walter, Sektion Nationale 
Gesundheitspolitik, 
esther.walter@bag.admin.ch 

Martin Röösli, Leiter der Abteilung 
Umweltgefährdung und Gesund-
heit am Swiss TPH, 
martin.roosli@swisstph.ch

www.sirene-studie.ch

Flugzeuglärm, Strassenverkehrslärm, Eisenbahnlärm – rund 13 Prozent der Schweizer 
Bevölkerung sind stark lärmbelästigt. Verkehrslärm verursacht in der Schweiz jährlich rund 
500 zusätzliche Herz-Kreislauf-Todesfälle.



spectra 123 | Februar 2019 | Umfassende Gesundheitspolitik6

«Wir halten das Instrument 
bereits in Händen»
In einer Zeit steigender Gesundheitskosten und einer zu-
nehmenden Zahl von Menschen mit chronischen Erkran-
kungen versucht die Schweiz, mittels einer umfassenden 
Gesundheitspolitik (UGP) Gegensteuer zu geben. Eine der 
weltweit renommiertesten Expertinnen auf diesem Gebiet 
ist Ilona Kickbusch. Sie erklärt unter anderem, was die 
Schweiz noch besser machen könnte.

Frau Kickbusch, was verstehen 
Sie unter einer umfassenden 
Gesundheitspolitik?
Es geht gar nicht immer um die 
grossen politischen Strategien. In 
der Ottawa-Charta zur Gesund-
heitsförderung steht: Gesundheit 
entsteht im Alltag. Nicht nur die 
grossen Sachen sind wichtig, son-
dern auch die kleinen Verbesse-
rungen im Alltag. Das kann eine 
Stunde mehr Schulsport pro Wo-
che sein oder das Verkaufsverbot 
von Cola an Schulen. Wenn jede 
Schweizerin oder jeder Schweizer 
täglich eine halbe Stunde zu Fuss 
gehen würde, hätte dies eine enor-
me Gesamtwirkung. Ganz nach 
dem Motto «A small change in a 
large population» (Eine kleine Än-
derung in einer grossen Bevölke-
rung). 

Und was bringt das auf der 
nationalen Ebene?
Die UGP ist in erster Linie für die 
Menschen da, denn jede und jeder 
hat ein Recht auf Gesundheit. Erst 
in zweiter Linie geht es um Geld. 
Dabei spart man nicht nur Kosten 
im Gesundheitswesen ein, sondern 

man tut der ganzen Gesellschaft ei-
nen Gefallen, weil als Folge einer 
wirksamen UGP zum Beispiel we-
niger Sozialkosten anfallen. In letz-
ter Konsequenz erspart eine ge-
sunde Bevölkerung dem Staat – und 
damit uns allen – viele Ausgaben.

Wie gesund ist die Schweiz?
Sie hat eine der gesündesten Bevöl-
kerungen der Welt. Trotzdem neh-
men die durch chronische Krank-
heiten verursachten Kosten stetig 
zu. Das hat natürlich auch mit der 
Demografie zu tun, denn die 
Schweiz weist eine der höchsten 
Lebenserwartungen der Welt auf. 
Heute bleiben die meisten Leute 

länger gesund als früher, chroni-
sche Erkrankungen stellen sich 
einfach später ein. Wir können 
nicht davon ausgehen, dass alle 
Menschen bis ins hohe Alter keine 
gesundheitliche Versorgung benö-
tigen. Mir geht es zum Glück bisher 
so, doch man weiss nie, was die 
Zukunft bringt.

Was, wenn die gesund-
heitliche Versorgung doch 
notwendig wird?
Wir müssen unseren Umgang mit 
dem Alter überdenken. Wir spre-
chen viel von der Integration von 
Migrantinnen und Migranten – und 
bauen gleichzeitig eine Parallelge-
sellschaft von alten Menschen auf. 
Es gibt Altersheime, Seniorennach-
mittage, Seniorentänze und vieles 
mehr. Meine Mutter sagte immer 
«Da will ich nicht hin, da sind lau-
ter alte Leute», obwohl sie selber 
alt war. Ihre Aussage bringt es auf 
den Punkt: Wir müssen unsere Ge-
sellschaft so organisieren, dass der 
wachsende Anteil von Seniorinnen 
und Senioren aktiv am Leben teil-

nehmen kann. Dazu gehören auch 
neue Wohnformen für Betagte. Je 
mehr alte Menschen in die Gesell-
schaft eingebettet sind, desto weni-
ger werden sie in den Wartezim-
mern der Ärzte sitzen. 

Welchen Stellenwert hat die 
UGP in der Schweiz?
Es wird zwar häufi g davon gespro-
chen, doch es gibt auf nationaler 
Ebene keinen politischen Ansatz 
dafür. Dabei ist die multisektorielle 
Gesundheitspolitik gerade auf regi-
onaler und lokaler Ebene ganz be-
sonders wichtig. Meiner Meinung 
nach wäre es ein guter Forschungs-
ansatz, wie genau die UGP auf kan-
tonaler Ebene ansetzt. Den Hand-

Wir müssen unseren 
Umgang mit dem Alter 
überdenken. Wir sprechen 
viel von der Integration 
von Migranten – und 
bauen gleichzeitig eine 
Parallelgesellschaft von 
alten Menschen auf.

«Wir müssen 
unsere Gesell-
schaft so orga-
nisieren, dass 
der wachsende 
Anteil von 
Seniorinnen 
und Senioren 
aktiv am Leben 
teilnehmen 
kann», so Ilona 
Kickbusch.
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lungsträgern ist nicht immer 
bewusst, dass sie auch etwas für 
die Gesundheit der Menschen tun, 
wenn sie beispielsweise eine Um-
fahrung bauen. Den Anwohnerin-
nen und Anwohnern hingegen ist 
das in der Regel schnell klar, weil 
sie fast sofort profi tieren. Ein ande-
res Beispiel: Klimaziele sind Um-
weltziele und damit auch für die 
Gesundheit relevant. 

Auf welchen Gebieten ist 
die UGP bislang am erfolg-
reichsten?
In einzelnen Bereichen hat sich eine 
sehr gute Zusammenarbeit entwi-
ckelt. Ein gutes Beispiel hierfür ist 
die Nationale Strategie Antibiotika-
resistenzen, bei der Experten aus 
Humanmedizin, Tiermedizin, Land-
wirtschaft und Umwelt kooperie-
ren. Ähnliches gilt für die Schweizer 
Gesundheitsaussenpolitik. Hier war 
die Schweiz das erste Land, das 
solch eine Politik vorgelegt hat.

Wo gibt es noch besonders 
viel zu tun?
Den Bereich der psychischen Er-
krankungen und ihrer Folgen für 
die Betroffenen, ihr Umfeld und die 
Gesellschaft beginnen wir erst 
langsam besser zu verstehen. Zum 
Beispiel, wie sich die Organisation 
der Arbeit bei gleichzeitigen Fami-
lienverpfl ichtungen auswirkt, wel-
che Auswirkungen die allseitige 
Verfügbarkeit mit sich bringt sowie 
der generelle Leistungsdruck unse-
rer schnellen Gesellschaft. Erst 
kürzlich haben WHO-Direktor Te-
dros Adhanom Ghebreyesus und 

Popstar Lady Gaga, die selbst .an 
Depressionen leidet, ein gemeinsa-
mes Statement veröffentlicht, in 
dem sie zum Kampf gegen die Stig-
matisierung dieser Leiden aufru-
fen. So etwas ist natürlich grossar-
tig, denn die Stigmatisierung 
bestimmter Krankheiten ist ein 
grosses Problem. Ich kann mich 
noch an Zeiten erinnern, in denen 
sogar Krebs stigmatisiert wurde 
und man nicht darüber sprach. 

Welches sind weitere 
Probleme?
Ein grosses Thema ist der Arbeits-
druck. Die Frage lautet: Wie müs-
sen wir die Arbeit organisieren, 

damit weniger Menschen an De-
pressionen oder Burn-out erkran-
ken oder einen Herzinfarkt erlei-
den? Es stellt sich die Frage, wie 
die Gesellschaft aufzubauen ist, da-
mit sich der Druck besser über das 
ganze Leben eines Menschen ver-
teilt und erträglicher wird. Doch 
Druck entsteht nicht nur in der Ar-
beitswelt oder der Schule, sondern 

auch in den sozialen Medien. Gera-
de Kinder und Jugendliche sind 
hiervon betroffen. Natürlich gab es 
auch in meiner Jugend schon Mob-
bing, doch damals blieben diese 
Dinge auf dem Schulhof. Durch die 
sozialen Medien kann sowas heute 
ganz andere Dimensionen anneh-
men. Die Politikfelder der UGP ver-
schieben sich: Ging es früher vor 
allem um Arbeit, Einkommen oder 
Wohnraum, müssen wir uns heute 
zum Beispiel der Frage stellen, wie 
wir das Internet besser überwa-
chen können, denn dort sind Mob-
bing, Drohungen oder Erpressung 
grosse Probleme, die bei den Op-
fern Depressionen und Angststö-
rungen auslösen können. Auch be-
ginnen die durch die internationale 
Vernetzung bedingte Schnelllebig-
keit sowie die 24/7-Gesellschaft 
unser Leben zunehmend zu steu-
ern. 

Das Internet und die sozialen 
Medien sind demnach auch 
ein Feld der UGP?
Auf jeden Fall. Wobei es natürlich 
auch viele schöne Seiten der heuti-
gen technischen Möglichkeiten 
gibt. So lebt etwa mein Sohn in 
Berlin, ich dagegen wohne in Bern 
und bin viel in aller Welt unter-
wegs. Es ist wunderbar, einander 
per WhatsApp Fotos zu schicken 
und den anderen auf diese Weise 
an seinem Leben teilhaben zu las-
sen: Ich bin da, ich mache das, ich 
habe diese Menschen getroffen.

Wie stark ist die UGP interna-
tional verankert?
International ist das Bewusstsein 
sehr gross, dass man multisektori-
ell arbeiten muss. Es kann sich ei-
gentlich kein Land leisten, keine 
UGP zu betreiben. Je ärmer ein 
Land ist, desto weniger kann es da-
rauf verzichten. In ärmeren Staaten 
geht es hauptsächlich um gute 

Unsere Gesprächspartnerin

Die Politikwissenschaftlerin 
Prof. Ilona Kickbusch wuchs 
in München und Chennai 
(Indien) auf, wo ihr Vater als 
Diplomat tätig war. Von 1981 
bis 1998 arbeitete sie für die 
Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) und war dort 
unter anderem für die 
Ottawa- Charta für Gesund-
heitsförderung verantwort-
lich. Danach lehrte sie bis 
2004 als Professorin an der 
Yale University. Im selben 
Jahr gründete sie eine eige-
ne Beratungsfi rma und 
fungiert seither als unabhängige Beraterin von Organisationen, Regierungen und 
der WHO. Sie hatte Gastprofessuren an den Universitäten von Tokio, St. Gallen und 
Wien inne, ist Mitglied zahlreicher wissenschaftlicher Beiräte und bekleidet zudem 
seit 2008 das Amt der Direktorin des Global Health Centre am Graduate Institute of 
Interna tional and Development Studies in Genf. 2016 erhielt Ilona Kickbusch für ihre 
Arbeit das Bundes   verdienstkreuz. Sie lebt mit ihrem Mann in Bern. 

Schulen und die Basisgesundheits-
versorgung. Daneben ist wirt-
schaftliches Wachstum wichtig, da-
mit Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Dabei sollen die Staaten 
auch das Gesundheitssystem selbst 
als Arbeitgeber sehen. Dort wird 
vor allem Pflegepersonal ge-
braucht, meist Frauen. Man weiss, 
dass diese Frauen das verdiente 
Geld in der Regel verantwortungs-
voller ausgeben als Männer. Frauen 
kaufen eher Essen, Kleider, Medi-
kamente oder bezahlen das Schul-
geld für ihre Kinder. Alles Dinge, 
die einen günstigen Einfl uss auf die 
Gesundheit der Familie haben.

Wie wichtig ist die internatio-
nale Zusammenarbeit?
Sehr wichtig. Die UGP kann un-
möglich isoliert betrachtet werden. 
Wir können voneinander lernen, 
das ist eine grosse Chance. Darü-
ber hinaus agiert auch die Pharma-
industrie global, es würde also kei-
nen Sinn ergeben, die UGP isoliert, 
beziehungsweise auf ein Land be-
zogen, zu betreiben. Man muss 
vernetzt denken, weil wir eine glo-
balisierte Welt sind. Die Schweiz 
als extrem internationales Land 
trägt hierbei eine grosse Verant-
wortung.

Welche Staaten sind auf 
diesem Gebiet führend und 
weshalb?
Ganz klar Finnland. Das liegt an der 
dortigen Politikkultur, wo man be-
reits in den 1970er-Jahren überleg-
te, wie man das Umfeld verändern 
muss, damit die Menschen gesün-
der bleiben. Auch wurde schon früh 
der Zusammenhang zwischen Ge-
sundheitspolitik und Bildungs poli tik 
erkannt. Und schlies slich hat man 
sich auch gefragt, wie sich das Er-
reichte halten lässt. Im Sommer 
übernimmt Finnland die EU-Präsi-
dentschaft. Die Verantwortlichen 

haben bereits angekündigt, dass sie 
die Präsidentschaft unter das Motto 
«The well-being economy» (Die 
Wohlbefi ndens-Wirtschaft) stellen 
möchten statt unter den Leitsatz 
«The welfare economy» (Die Wohl-
fahrts-Wirtschaft). Ich bin sehr auf 
diese Präsidentschaft gespannt.

Wo steht die Schweiz im 
Vergleich zu Finnland?
Sie kann noch einiges tun, um so 
gut wie Finnland zu werden. Dabei 
hat kein Land so gute Vorausset-
zungen wie die Schweiz: Schliess-
lich ist der Bundesrat nichts ande-
res als ein multisektorielles 
Gremium. Man könnte daher sa-
gen, dass die Schweiz schon lange 
über die Methode verfügt, sie aber 
nicht genügend für eine moderne 
Gesundheitspolitik nutzt. Die Play-
er in Politik und Gesellschaft sind 
sich vielleicht zu wenig bewusst, 
dass sie das Instrument bereits in 
Händen halten.

Wie liesse sich denn die UGP 
in der Schweiz verbessern?
Es gilt, die bestehenden Struktu-
ren besser zu nutzen. Mir schwe-
ben da etwa gemeinsame Sitzun-
gen unterschiedlicher Konferenzen 
vor, beispielsweise der Erzie-
hungsdirektorenkonferenz und 
der Gesundheitsdirektorenkonfe-
renz. Als stark dezentrales Land 
kann die Schweiz noch mehr auf 
kommunaler und kantonaler Ebe-
ne umsetzen – dort, wo die Men-
schen leben.

Woran scheitert man in der 
täglichen Praxis?
Am Solodenken. Es ist schwierig, 
Menschen zur Zusammenarbeit zu 
bewegen.

Den Bereich der psychi-
schen Erkrankungen und 
ihrer Folgen für die 
Betroffenen, ihr Umfeld 
und die Gesellschaft 
beginnen wir erst lang-
sam besser zu verstehen.

Dabei hat kein Land so 
gute Voraussetzungen 
wie die Schweiz: 
Schliesslich ist der 
Bundesrat nichts anderes 
als ein multisektorielles 
Gremium.
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Kampf gegen Antibiotikaresistenzen
Die Wirksamkeit von Antibiotika ist bedroht. Die Bekämp-
fung von Antibiotikaresistenzen – eines der drängendsten 
Probleme der Medizin – kann nur disziplinenübergreifend 
angegangen werden. Deshalb umfasst der Ansatz der 
nationalen Strategie Antibiotikaresistenzen (StAR) die 
Bereiche Humanmedizin, Tiermedizin, Landwirtschaft und 
Umwelt. Die StAR-Strategie ist ein gutes Beispiel einer 
umfassenden Gesundheitspolitik. 

Antibiotika sind in der Human- 
und Tiermedizin für die Behand-
lung bakterieller Erkrankungen 
unersetzlich. Übermässiger und 
unsachgemässer Antibiotikaein-
satz sowohl im Human- als auch 
im Veterinär- und Landwirtschafts-
bereich führt jedoch dazu, dass im-
mer mehr Bakterien gegen Anti-
biotika resistent werden. Dies 
bedeutet, dass die Bakterien sich 
an die Wirkung von Antibiotika an-
passen und diesen widerstehen. 

Die resistenten Bakterien kön-
nen sich über verschiedene Wege 
ausbreiten: Die Übertragung zwi-
schen Menschen erfolgt vorwie-
gend als Kontaktinfektion. Darüber 
hinaus können resistente Keime 
vom Tier auf den Menschen und 
umgekehrt übertragen werden. In 
der Umwelt sind Übertragungen 
auf Lebensmittel wie Früchte und 
Gemüse durch kontaminiertes 
Wasser möglich; resistente Bakte-
rien werden auch via Abwässer 
verschleppt. Das Problem betrifft 
also Mensch, Tier, Landwirtschaft 
und Umwelt. Antibiotikaresisten-
zen machen zudem nicht halt vor 
Grenzen, sie können sich über den 
ganzen Globus ausbreiten – ent-
sprechend braucht es einen ganz-
heitlichen Ansatz, um das Problem 
anzugehen, den sogenannten One-
Health-Ansatz.

Eine Strategie – 
acht Handlungsfelder
Im Jahre 2015 hat der Bundesrat 
die Strategie Antibiotikaresisten-
zen (StAR) verabschiedet, und die 
vier Bundesämter Bundesamt für 
Gesundheit (BAG), Bundesamt für 
Lebensmittelsicherheit und Veteri-
närwesen (BLV), Bundesamt für 
Landwirtschaft (BLW) und Bundes-
amt für Umwelt (BAFU) haben nun 
die Aufgabe, die Strategie gemein-
sam umzusetzen. Die Federfüh-
rung liegt beim BAG, die Umset-
zung erfolgt in Zusammenarbeit 
mit den Kantonen und weiteren 
Partnern aus den entsprechenden 
Bereichen. 

Ziel der Strategie ist es, die 
Wirksamkeit von Antibiotika lang-
fristig zu sichern. Die Umsetzung 
beinhaltet eine Fülle von Massnah-
men, die in acht Handlungsfelder 
eingeteilt sind. So braucht es bei-
spielsweise eine umfassende Da-
tenerhebung, um die Resistenzent-
wicklung zu erkennen, kurzfristige 
Massnahmen zu ergreifen und an-
zupassen und indirekt auch die 
langfristige Wirkung der umgesetz-
ten Massnahmen messen zu kön-
nen (Handlungsfeld Überwa-
chung). Aber es braucht auch mehr 
Wissen in der Bevölkerung darü-
ber, wie Antibiotika richtig einge-
setzt werden (Handlungsfeld Infor-
mation und Bildung). 

Gemeinsam bekämpfen
Eine konsequente Bekämpfung der 
Antibiotikaresistenz nimmt alle 
wichtigen Akteure in die Pfl icht. 
Fachleute aus den Bereichen Ge-
sundheitswesen, Wissenschaft und 
Wirtschaft sind gefordert. Es geht 
darum, den Antibiotikaverbrauch 
und die Resistenzentwicklung in 
der Human- und Tiermedizin zu 
überwachen und auf die notwendi-
gen Anwendungen zu reduzieren. 
Wichtig dafür ist ein Grundver-
ständnis über die korrekte Anwen-
dung von Antibiotika: bei Patien-
tinnen und Patienten, bei Ärztinnen 
und Tierärzten etc. 

Es braucht Informationen und 
Weiterbildungsangebote über die 
richtige Wahl und Dosierung der 
Antibiotika, klare Vorgaben für den 
Antibiotikaeinsatz sowie günstige 
Tests, um rasch erkennen zu kön-
nen, ob eine virale oder bakterielle 
Infektion vorliegt. Zentral sind wei-
ter spitalhygienische Massnahmen 
und die Infektionsprävention. Eine 
Reduktion des Antibiotikaver-
brauchs lässt sich so auch durch 
präventive Massnahmen erreichen.  

Schliesslich muss auch die For-
schung angekurbelt werden. So 
fördert das Nationale Forschungs-
programm 72 des Schweizerischen 
Nationalfonds (SNF) Forschungs-
projekte, um neues Wissen zur 
Entstehung und zur Verbreitung 
von Resistenzen zu gewinnen und 
um neue antimikrobielle Wirkstoffe 
und schnellere Diagnosetests zu 
entwickeln. Das NFP 72 ist zwar 
nicht eine direkte StAR-Massnah-
me, trägt aber einen gewichtigen 
Teil zum Gelingen des One-Health-
Ansatzes bei.

Kontakt: Daniela Müller Brodmann, 
Gesamtprojektleiterin Umsetzung 
StAR, daniela.muellerbrodmann@
bag.admin.ch

Umsetzungsbeispiele der Strategie 
Antibiotikaresistenzen (StAR)

– Im «Swiss Antibiotic 
Resistance Report»
werden seit 2013 die 
Daten über die Antibio-
tikaresistenzlage und 
den Einsatz von Anti-
biotika in der Human- 
und Veterinärmedizin 
gemeinsam publiziert. 
Der ganzheitliche 
Ansatz ermöglicht 
einen besseren Vergleich der erhobenen Daten 
zwischen den beiden Überwachungs netzen 
(siehe anresis.ch in der Humanmedizin und das 
Monitoring des BLV bei Nutztieren und Fleisch 
in der Veterinärmedizin).

– Die Schweizerische Gesellschaft für Infektiolo-
gie hat in Zusammenarbeit mit der Schweizeri-
schen Gesellschaft für Mikrobiologie und 
Swissnoso (Nationales Zentrum für Infektions-
prävention) nationale Verschreibungsrichtlinien
für den Humanbereich publiziert. Sie sollen im 
Praxisalltag zum sachgemässen Einsatz von 
Antibiotika beitragen. In einem weiteren Schritt 
geht es darum, die Richtlinien in Spitälern und 
Hausarztpraxen bekannt zu machen und deren 
Umsetzung zu fördern.

– Analog werden auch Vorgaben für den Veteri-
närbereich erarbeitet oder überarbeitet. Die 
Tierarznei mittelverordnung (TAMV) regelt 
unter anderem die Abgabe von Antibiotika in 
der Landwirtschaft und stellt damit sicher, 
dass Wirkstoffe bedarfsgerecht und zielgerich-
tet eingesetzt werden. Bei der Revision dieser 
Verordnung im Jahre 2016 wurde ein klarer 
Fokus auf die Anwendung von Antibiotika 
gelegt und zum Beispiel die Abgabe von 
kritischen Antibiotika für Nutztiere auf Vorrat 
eingeschränkt. 

– Im November 2018 startete der Bund eine 
nationale Sensibilisierungskampagne, welche 
die Bevölkerung auf die Problematik aufmerk-
sam macht. Die Verantwortlichen von StAR 
führen zudem die World Antibiotic Awareness 
Week auch in der Schweiz durch (jeweils im 
November).  

– Um Patientinnen und Patienten über den kor-
rekten Umgang mit Antibiotika hinzuweisen, 
haben pharmaSuisse, die Verbindung der 
Schweizer Ärztinnen und Ärzte (FMH), die 
Schweizerische Zahn ärzte-Gesellschaft (SSO) 
und das BAG gemeinsam ein Faktenblatt ent-
wickelt, welches in Arztpraxen und Apotheken 
abgegeben werden kann. Dieses ist in 10 Spra-
chen erhältlich und kann zusammen mit einem 
Erklärungsvideo, Post-its und Poster auf der 
Website www.antibiotika-  richtig-einsetzen.ch
bezogen werden. 

– Seit Februar 2016 verbietet das BLW aufgrund 
der Gefahr der Resistenzbildung den Einsatz 
des Antibiotikums Streptomycin im Kernobst-
bau. Die Anwendung des Antibiotikums fördert 
die Resistenzbildung in der Umwelt und ver-
unreinigt Honig.

Weitere Informationen zur Nationalen Strategie 
Antibiotikaresistenzen: www.star.admin.ch 

Resistente Bak-
terien können 
sich über ver-
schiedene Wege 
ausbreiten: vom 
Tier auf den 
Menschen, vom 
Menschen 
in die Umwelt, 
von der Umwelt 
auf das Tier etc. 
Antibiotikaresis-
tenzen machen 
auch keinen 
Halt vor Gren-
zen. Daher 
braucht es einen 
ganz heit lichen 
Ansatz, um ihre 
Ausbreitung zu 
bekämpfen, 
den One-Health-
Ansatz.
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Gesundheit macht Schule
sundheitsförderung und/oder 
Volksschulbildung –, während die-
se wiederum von der nationalen 
und sprachregionalen Koordina-
tionsstelle von Schulnetz21 unter-
stützt werden. Im Moment gibt es 
21 kantonale oder regionale Netz-
werke, erklärtes Ziel ist es jedoch, 
alle Kantone zu unterstützen.

Ging es früher neben dem 
Schulklima vor allem um genügend 
Bewegung und gute Ernährung, ist 
inzwischen immer mehr die psy-
chosoziale Gesundheit – zum Bei-
spiel Prävention von Mobbing oder 
Burn-out – ins Zentrum gerückt. 
Weitere Themen sind naturnahe 
Umgebungsgestaltung, faire, um-
weltfreundliche und gesundheits-
fördernde Beschaffung oder Pfl ege 
von Partnerschaften mit lokalen 

Seit der Verabschiedung der Ottawa-Charta zur Gesundheits-
förderung ist die Schule immer mehr zu einem zentralen 
Schauplatz der Gesundheitsförderung von Kindern, Jugend-
lichen, Lehrpersonen sowie Schul leitungen geworden. In der 
Schweiz hat das Schulnetz21 den Auftrag, ein gesundheits-
förderndes Klima in den Schulen zu begünstigen.

Schulen, die sich dem Schul-
netz21 anschliessen, machen sich 
durch ihren Beitritt auf den Weg. 
Sie können zwischen zwei Profi len 
wählen: «Wir sind auf dem Weg zu 
einer gesundheitsfördernden Schu-
le» oder «Wir sind auf dem Weg zu 
einer gesundheitsfördernden und 
nachhaltigen Schule». Wie dieser 
Weg genau aussieht, entscheidet 
jede Schule selber. Es gibt jedoch 
Vorgaben: Die Schulen müssen bei-

rinnen und Schüler ausgewirkt.
– Klassen- oder stufenübergrei-

fende Projekte haben das Schul-
klima positiv unterstützt.

Breit abgestützt
Koordiniert wird das Schulnetz21 
von der Stiftung éducation21 – dem 
nationalen Kompetenz- und Dienst-
leistungszentrum für Bildung für 
Nachhaltige Entwicklung für die 
Volksschule und die Sekundarstufe 
II und der Fachagentur der Schwei-
zerischen Konferenz der kantona-
len Erziehungsdirektoren (EDK) – 
zusammen mit der Schweizerischen 
Gesundheitsstiftung RADIX. Als 
Trägerinnen fungieren die Gesund-
heitsförderung Schweiz und das Be-
stellergremium, das aus den Bun-
desämtern für Raumentwicklung 

spielsweise eine verantwortliche 
Person ernennen und eine Arbeits-
gruppe bilden, in der zum Beispiel 
Schulleitung, Lehrpersonen, El-
tern, Schulsozialarbeiterin und 
evtl. Schüler vertreten sind. Zudem 
muss der Beitritt zum Schulnetz21 
von der Schulbehörde, der Schul-
leitung sowie der Mehrheit der 
Lehrpersonen gutgeheissen wer-
den. Weiter gehört eine Situations-
analyse sowie eine Planung mit 
Zielen und Massnahmen dazu.

Theorie und Praxis
Nach dem Beitritt bieten die Fach-
leute von Schulnetz21 unter ande-
rem Unterstützung, Erfahrungs-
aus tausch, jährliche Impulsveran-
staltungen sowie eine Website mit 
Dokumentationen und Instrumen-
ten. Die Fachleute beraten die 
Schulen und bieten Unterstützung 
im Prozess – entweder direkt oder 
in Zusammenarbeit mit anderen 
kantonalen oder privaten Fachstel-
len oder Fachpersonen.

Vor Ort geschieht das durch die 
kantonalen und regionalen Netz-
werke – also durch Mitarbeitende 
der kantonalen Fachstellen für Ge-

Unternehmen/Organisationen oder 
anderen Schulen. Ein grosses The-
ma für die Lehrerinnen und Lehrer 
ist unter anderem Lärm. Die Schaf-
fung von ruhigen Arbeitsräumen 
ist für sie daher sehr wichtig. Im 
ganzen Schulgebäude sollen die 
Räumlichkeiten freundlich gestal-
tet sein und im Pausenhof soll es 
genügend Platz und Möglichkeiten 
zum Spielen und Toben, aber auch 
Rückzugsmöglichkeiten geben. 
Schülerinnen und Schüler sollen 
sich sicher fühlen und Schulen eine 
positive und einladende Ausstrah-
lung haben.

Massnahmen zeigen Wirkung
Wie steht es um die Wirkung der 
Massnahmen? Eine externe Evalu-
ation unter den Mitgliedschulen 
hat interessante Ergebnisse zutage 
gefördert. Einige Beispiele:
– Es gab weniger Konfl ikte unter 

den Kindern und  der Zusammen-
halt unter ihnen ist gewachsen. 

– Die Teamkultur innerhalb des 
Lehrkörpers hat sich verbessert.

– Die bessere Gesundheit der 
Lehrpersonen hat sich positiv 
auf den Lernerfolg der Schüle-

(ARE), Umwelt (BAFU), Gesundheit 
(BAG), Energie (BFE), Lebensmittel-
sicherheit und Veterinärwesen 
(BLV), der Direktion für Entwick-
lung und Zusammenarbeit (DEZA), 
der Fachstelle für Rassismusbe-
kämpfung (FRB), dem Schweizeri-
schen Staatssekretariat für Bildung, 
Forschung und Innovation (SBFI) 
sowie der Erziehungsdirektoren-
konferenz (EDK) besteht. Zudem ist 
das Schulnetz21 Teil des Europäi-
schen Netzwerks gesundheitsför-
dernder Schulen (Schools for Health 
in Europe, SHE).

Kontakte:
Dagmar Costantini, Sektion Gesund-
heitsförderung und Prävention, 
dagmar.costantini@bag.admin.ch

Barbara Schäfl i, nationale Koordi-
natorin Schulnetz21 – Schweizeri-
sches Netzwerk gesundheitsför-
dernder und nachhaltiger Schulen, 
barbara.schaefl i@schulnetz21.ch

Links:
www.schulnetz21.ch 
www.schools-for-health.eu

Bildung ist eine der grundlegenden 
Voraussetzungen für Gesundheit. 
Schulen unterstützen die Schüle-
rinnen und Schüler dabei, sich zu 
eigenständigen Persönlichkeiten 
zu entwickeln und Mitverantwor-
tung für Gesundheit und Wohlbe-
finden für sich und andere zu 
übernehmen. Schulen fördern 
Kompetenzen, welche die Schüle-
rinnen und Schüler befähigen, sich 
aktiv und kritisch hinterfragend an 
einer nachhaltigen Gesellschaft zu 
beteiligen. Dies funktioniert aber 
nur, wenn sich alle Beteiligten an 
diesen Orten wohlfühlen und die 
Rahmenbedingungen günstig sind. 
Das Schulklima ist ein wesentli-
cher Faktor für die Leistungsbe-
reitschaft und -fähigkeit sowie für 
die Zufriedenheit und Gesundheit 
von Kindern, Jugendlichen, Lehr-
personen, Schulleitung und weite-
ren Angestellten.

Ein gutes Schulklima ist das 
zentrale Anliegen einer gesund-
heitsfördernden und nachhaltigen 
Schule und damit auch der Aktivi-
täten von Schulnetz21. Es beruht 
auf einer Schulkultur, in der Lehr-
personen sowie die Schülerinnen 
und Schüler ermutigende, sie stär-
kende Lern- und Arbeitserfahrun-
gen machen. Für das Wohlbefi n-
den aller Beteiligten sowie für den 
Lernerfolg ist das soziale Klima 
entscheidend, das an einer Schule 
herrscht. Hektik, Gewalt und Mob-
bing beeinfl ussen das Verhalten 
und die Schulleistungen von Kin-
dern und Jugendlichen. 

Auch die Lehrpersonen werden 
beim Unterrichten von der Atmo-
sphäre am Arbeitsplatz geprägt. 
Ob sich die Menschen am Arbeits- 
und Lernort Schule wohlfühlen, 
hängt wesentlich davon ab, wie 
das soziale Klima gestaltet ist, wie 
die Beziehungen der Schülerinnen 
und Schüler mit den Lehrperso-
nen, der Schulleitung, den Eltern 
und den weiteren Beteiligten funk-
tionieren.

1900 Schulen im Netzwerk
Die Fachleute von Schulnetz21 
unterstützen Schulen in der Gestal-
tung von gesunden und nachhalti-
gen Lern-, Lebens- und Arbeits -
räumen. Rund 1900 Schulen in der 
ganzen Schweiz haben sich bereits 
diesem Netzwerk angeschlossen. 
Das bedeutet, dass rund 30 Pro-
zent aller Kinder während der ob-
ligatorischen Schulzeit eine Mit-
gliedsschule besuchen.

Ein gutes Schulklima ist das zentrale Anliegen einer gesundheitsfördernden und nachhaltigen Schule. Dazu gehö-
ren Themen wie Bewegung, Ernährung, psychosoziale Gesundheit oder naturnahe Umgebungsgestaltung.
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Eine Ausbildung fördert die Gesundheit
Anerkannte Flüchtlinge und vorläufi g aufgenommene 
Personen sollen in den Arbeitsmarkt integriert werden. 
Das neue Pilotprogramm Integrationsvorlehre (INVOL) 
des Staatssekretariats für Migration (SEM) und der teil-
nehmenden Kantone ebnet diesen Personen den Weg zu 
einer Berufsausbildung. Und trägt so indirekt auch zur 
Gesundheit der Betroffenen bei.

Menschen, die die Schweiz auf-
nimmt, sollen möglichst rasch auf 
eigenen Beinen stehen können. Die-
ses Ziel kann neu mithilfe der Inte-
grationsvorlehre erreicht werden, 
eines Pilotprogramms, das die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer ge-
zielt auf eine Berufslehre mit Eidge-
nössischem Berufsattest (EBA) oder 
mit Eidgenössischem Fähigkeits-
zeugnis (EFZ) vorbereitet. Eine sol-
che Ausbildung ist die Grundlage 
für einen Einstieg ins Berufsleben.

Das Pilotprogramm, das noch 
bis ins Jahr 2021 läuft, verfolgt das 
Ziel, das Potenzial dieser Arbeits-
kräfte besser auszuschöpfen und 
dadurch deren Sozialhilfeabhän-
gigkeit zu senken. Zudem soll die 
Integrationsvorlehre im Rahmen 
des Artikels 121a der Bundesver-
fassung (Umsetzung der Massen-
einwanderungsinitiative) einen 
Beitrag zur Linderung des Fach- 
und Arbeitskräftemangels leisten.

Arbeitserfahrung sammeln
Die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer arbeiten in der Regel rund drei 
Tage pro Woche in einem Betrieb, 
um das gewählte Berufsfeld in der 
Praxis kennenzulernen und Ar-

beitserfahrung in der Schweiz zu 
sammeln. Neben diesem prakti-
schen Teil eignen sich die Personen 
schulische, sprachliche und über-
fachliche Kompetenzen an, etwa 
Sozialkompetenzen oder Lerntech-
niken. Die Inhalte sind immer auf 
die Anforderungen des jeweiligen 
Berufsfeldes zugeschnitten. Darü-
ber hinaus erlernen sie an den Be-
rufsfachschulen und in den Betrie-
ben Kompetenzen, die sich indirekt 
positiv auf die Gesundheit auswir-
ken können, beispielsweise Ar-
beitssicherheit, ergänzenden 
Sportunterricht oder Vermittlung 
kultureller Kompetenzen. 

Gesundheitlicher Nebeneffekt
Eine gute Integration führt nach-
weislich zu besseren Gesundheits-
werten und reduziert die Gesund-
heitskosten der betroffenen 
Personen. Das Pilotprojekt gene-
riert auf diese Weise indirekt auch 
einen gesundheitlichen Nutzen.

Obwohl das SEM nicht für Ge-
sundheitsförderung im engeren 
Sinne zuständig ist, befi ndet man 
sich dennoch bei diesem Thema in 
regelmässigem Austausch mit dem 
BAG. Darüber hinaus unterstützen 

das SEM und das BAG gemeinsam 
einzelne integrationsfördernde 
Projekte, die direkt den Gesund-
heitsbereich betreffen. Beispiele 
hierfür sind die Qualitätsförderung 
im Bereich interkulturelles Dolmet-
schen (siehe spectra Nr. 122) oder 
die Prävention von Mädchenbe-
schneidungen.

18 Kantone machen mit
Die ersten Integrationsvorlehren 
haben im August 2018 gestartet 
und dauern ein Jahr. Das SEM fi -
nanziert aus einem Rahmenkredit 
von 46,8 Millionen Franken, ver-
teilt über die vier Programmjahre, 
maximal 3600 Plätze. Die restli-
chen Kosten tragen die teilneh-
menden Kantone.

Beteiligt sind insgesamt 18 Kan-
tone: Aargau, Basel-Landschaft, 
Basel-Stadt, Bern, Freiburg, Genf, 
Glarus, Jura, Luzern, Neuenburg, 
Schaffhausen, Solothurn, St. Gallen, 
Tessin, Waadt, Wallis, Zug sowie 
Zürich. Umgesetzt werden die Inte-
grationsvorlehren von den Kanto-
nen, federführend ist hierbei die 
kantonale Berufsbildung. Die Kan-
tone bestimmen zudem, auf welche 
Berufsfelder sie fokussieren wollen.

Möglich sind Integrationsvor-
lehren grundsätzlich in allen Bran-
chen. In der Regel handelt es sich 
dabei aber um solche, in denen die 
Berufsverbände und Sozialpartner 
beziehungsweise die Ausbildungs-
betriebe Bedarf haben, Personen 
auszubilden, um mittelfristig quali-
fi zierte Mitarbeitende zur Verfü-
gung zu haben. 

Suizidprävention ist eine gesamt gesellschaftliche Aufgabe

Forum

Auswertung im Herbst 2019
Doch welche Menschen nehmen 
am Pilotprogramm teil? Noch feh-
len konkrete Daten. Eine erste sta-
tistische Auswertung ist auf Herbst 
2019 geplant. Aufgrund der inhalt-
lichen Ausrichtung der Integrati-
onsvorlehre sowie der statistischen 
Verteilung der in den vergangenen 
Jahren in der Schweiz anerkann-
ten Flüchtlinge und vorläufi g Auf-
genommenen dürfte die Mehrheit 
der Teilnehmenden zwischen 20 
und 25 Jahre alt sein. In diesem Al-
terssegment sind rund zwei Drittel 
Männer und ein Drittel Frauen.

Ausblick
Das Ziel besteht darin, dass die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
nach der Integrationsvorlehre eine 
«normale» Lehrstelle fi nden oder 
andere Aus- und Weiterbildungen 
in der entsprechenden Branche 
machen können – und auf diese 
Weise die Integration in den Ar-
beitsmarkt schaffen. 

Kontakt:
Thomas Fuhrimann, Projektleiter 
Integrationsvorlehre, Staatssekre-
tariat für Migration (SEM), thomas.
fuhrimann@sem.admin.ch 
Michèle Baehler, Sektion Gesund-
heitliche Chancengleichheit, 
Michele.Baehler@bag.admin.ch

Link:
https://tinyurl.com/y9vzsbz8

Prof. Dr. med. Thomas Reisch, 
Ärztlicher Direktor, Psychiatriezentrum 
Münsingen (PZM) 

Den Zugang zu Suizidmöglichkeiten zu erschweren, 
kann viele Menschenleben retten und ist eine sehr 
erfolgreiche suizid präventive Massnahme. Dies, weil 
die meisten Menschen keine andere Suizidart wäh-
len, wenn die eine Vorgehensweise erschwert wird. 
Ein eindrückliches Beispiel ist die Reduzierung des 
Zugangs zu Schusswaffen. Andere Beispiele sind 

Geländer oder hohe Netze bei Brücken. Die Beispiele zeigen aber auch: 
Die Umsetzung solcher Interventionen liegt oft ausserhalb der Gesund-
heitspolitik.
Unsere Forschungsgruppe konnte den positiven Effekt der Armeereform 
XXI auf die Schusswaffensuizide in der Schweiz nachweisen. Durch die 
Armeereform im Jahre 2003 wurde die Armeestärke halbiert und die 
Schwelle erhöht, die Armeewaffe nach der Militärzeit zu behalten. Damit 
sank die Anzahl Armeewaffen bei Männern zwischen 19 und 43 Jahren 
(Zeit der Rekrutenschule und der Wiederholungskurse) deutlich. Und in 
der Folge sank auch die Anzahl Suizide mit einer Armeewaffe .
 Unsere Forschung zeigt, dass die Abnahme der Schusswaffensuizide 
ausschliesslich auf die Abnahme der Suizide mit der (ehemaligen) Ar-
meewaffe zurückzuführen ist. Die jungen Männer wählten nur zu einem 

kleinen Teil (22 Prozent) andere Suizidmethoden. Die Zahl der Schuss-
waffensuizide mit anderen Waffentypen veränderte sich nicht signifi kant. 
Obwohl nie als solche geplant, war die Armeereform die erfolgreichste 
Suizidpräventionsmassnahme der Schweiz seit der Entgiftung das Haus-
haltsgases Ende der 1960er-Jahre. 
 Die meisten Suizidenten wollen nicht sterben. Ihr Leidensdruck ist 
aber so gross – und ihr Denken und Fühlen entsprechend eingeschränkt –, 
dass sie keinen anderen Ausweg sehen. Verhinderte Suizide führen in 
den meisten Fällen nicht zu einem späteren Suizid. In einer grossen 
US-Studie wurden 515 Menschen untersucht, die davon abgehalten 
worden waren, von einer Brücke zu springen. In den 26 Folgejahren waren 
nur 5 Prozent dieser Menschen an Suizid verstorben. Die meisten fi nden 
also wieder ins Leben zurück, wenn man ihren Suizid verhindert – zum 
Beispiel indem der Zugang zum Suizid erschwert wird. 
 Schusswaffensuizide sind in der Schweiz die zweithäufi gste Suizid-
methode. In kaum einem anderen europäischen Land ist es so einfach, 
sich eine Schusswaffe zu beschaffen, und in keinem europäischen Land 
gibt es in den privaten Haushalten so viele Schusswaffen. Die Schuss-
waffensuizidrate ist in der Schweiz etwa drei Mal so hoch wie der Durch-
schnitt aller anderen europäischen Länder. Der Suizid mit Schusswaffe 
wird besonders häufi g ohne grosse Planung durchgeführt. Es ist deshalb 
wichtig, die Hürde zu erhöhen, an eine Waffe heranzukommen. 

Kontakt: thomas.reisch@pzmag.ch 
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«Viele Vorgesetzte wissen gar nicht, wo 
die Mitarbeitenden der Schuh drückt»
5 Fragen an Stephanie Lauterburg Spori, Arbeitspsycho-
login MAS und wissenschaftliche Mitarbeiterin bei der 
Eidge nössischen Arbeitsinspektion des Staatssekretariats 
für Wirtschaft (SECO), wo sie unter anderem bis Ende 
2018 den Vollzugsschwerpunkt psychosoziale Risiken 
koordinierte. 

Welches sind die wich-
tigen psychosozialen 
Risiken am Arbeitsplatz?

Es geht vor allem um Stress, Mob-
bing und sexuelle Belästigung. Wei-
tere Stichworte sind schlechte 
Arbeitsabläufe, Termindruck, unge-
eignete Arbeitsumgebung oder 
schwierige soziale Beziehungen. Die 
möglichen Folgen sind vielfältig: 
Motivationsverlust, Schlafstörun-
gen, muskuloskelettale Beschwer-
den, Angstzustände, Burn-out, 
Depression, Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen. Diese betreffen nicht nur 
den Mitarbeitenden selbst, sondern 
auch die Kolleginnen und Kollegen, 
die zusätzliche Aufgaben überneh-
men müssen und am Ende die ge-
samte Organisation, weil die Person 
nicht mehr voll leistungsfähig ist 
und die Unfallgefahr steigt. Bei einer 
längeren, krankheitsbedingten Ab-
wesenheit fallen auch Kosten an. Es 
ist deshalb in mehrfacher Hinsicht 
im Interesse des Betriebes, dass die 
Mitarbeitenden gesund bleiben.

Was unternimmt das 
SECO, um diese Risiken 
zu senken?

Im Arbeitsgesetz steht, dass die Ar-
beitgeber den Schutz der psychi-
schen und physischen Gesundheit 
ihrer Angestellten gewährleisten. 
Die Oberaufsicht darüber liegt 
beim SECO, der Vollzug bei den 
kantonalen Arbeitsinspektoraten. 
Weil die psychosozialen Risiken 
stetig zunehmen, fokussierte das 
SECO 2014 bis 2018 auf dieses 
Thema. Mit Weiterbildungen und 

einem Leitfaden unterstützte das 
SECO die Arbeitsinspektorinnen 
und Arbeitsinspektoren dabei, die 
psychosozialen Risiken in ihre Ins-
pektionstätigkeit zu integrieren. 
Den Unternehmen wurde Informa-
tionsmaterial zur Prävention psy-
chosozialer Risiken zur Verfügung 
gestellt. Zudem nahm das SECO an 
Veranstaltungen teil, um die Auf-
merksamkeit von Führungskräften 
und Experten für Arbeitssicherheit 
und Gesundheitsschutz auf die 
Thematik zu lenken. 

Die Inspektoren wurden aufge-
fordert, psychosoziale Risiken bei 
ihren Besuchen systematisch anzu-
sprechen und die Unternehmen für 
ihre Verantwortung in diesem Be-
reich zu sensibilisieren. Wichtig ist, 
dass der Betrieb ein System hat, 
mit dem er Arbeitssicherheit und 
Gesundheitsschutz sicherstellen 
kann. Existiert ein entsprechendes 
Leitbild? Gibt es eine offene Kom-
munikationskultur zwischen Füh-
rungskräften und Mitarbeitenden 
darüber, was belastet und ärgert – 
und zwar in beide Richtungen? 

Wie können Unterneh-
men die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter wir-
kungsvoll schützen?

Belastungen frühzeitig zu kennen, 
ist das A und O. In Kleinbetrieben 
genügt eventuell schon eine wö-
chentliche Sitzung, an der alle sa-
gen können, was sie beschäftigt. 
Genügt das nicht oder ist der Be-
trieb für den direkten Austausch zu 
gross, können die Unternehmen 

psychische Belastungen durch Be-
obachtungen und Befragungen er-
mitteln. Es gibt erprobte Erhe-
bungsinstrumente für diesen 
Zweck. Es kann dabei sinnvoll 
sein, eine Fachperson beizuziehen, 
um problematische Abläufe und 
Rahmenbedingungen zu eruieren 
und Verbesserungen einzuleiten. 

Unternehmen müssen die Vor-
aussetzungen für präventives Han-
deln schaffen, also Aufgaben und 
Zuständigkeiten klären und ent-
sprechende Fachpersonen ausbil-
den. Die Unternehmen sollen Um-
gangsformen sowie die Folgen bei 
Zuwiderhandlung festlegen und die 
Belegschaft über diese Entscheide 
informieren. Wichtig ist auch, dass 
die Betriebe Belastungen ermitteln 
und Massnahmen treffen, um die-
sen Belastungen entgegenzuwir-
ken – gemeinsam mit den Mitarbei-
tenden. Fallen beispielsweise in 
einer Abteilung über einen länge-
ren Zeitraum viele Überstunden 
an, so sollen die Verantwortlichen 
dort genauer hinsehen. Warum ha-
ben sich Überstunden angehäuft? 
Was würde zur Verbesserung der 
Situation beitragen? 

Sind sich die Führungs-
kräfte ihrer Verantwor-
tung bewusst?

Nicht immer. Manchmal fehlt das 
Wissen, dass die Ursachen von 
Stress und anderen psychosozialen 
Risiken in einer ungünstigen Ar-
beitsumgebung liegen. Mögliche 
Ursachen von Stress sind beispiels-
weise hohes Arbeitstempo, Ter-
mindruck, mangelnde Unterstüt-
zung durch den Chef oder fehlende 
Wertschätzung. Es geht nicht nur 
um grosse Arbeitsmengen oder 

Überforderung, sondern auch um 
Faktoren, welche die Arbeit er-
schweren: fehlende Informationen, 
ungeeignete Arbeitsmittel, unklare 
Schnittstellen, fehlende Gestal-
tungsspielräume. Viele Vorgesetzte 
wissen gar nicht, wo die Mitarbei-
tenden der Schuh drückt. Es 
braucht eine offene und transpa-
rente Kommunikation zwischen 
Führungskräften und Untergebe-
nen. Die Leute müssen Probleme 
ansprechen dürfen, ohne negative 
Folgen erwarten zu müssen.

Was ist Ihr Fazit nach 
Abschluss des Vollzugs-
schwerpunkts Ende 2018?

Es gibt ermutigende Ergebnisse. 
Die Evaluation bestätigt, dass Ins-
pektionsbesuche zu Veränderun-
gen in den Unternehmen führen. 
Sie wirken sich positiv aus auf das 
betriebliche Management von Ar-
beitssicherheit und Gesundheits-
schutz sowie auf die Bereitschaft, 
den psychosozialen Risiken vorzu-
beugen. Wir haben jedoch festge-
stellt, dass psychosoziale Risiken 
von den Vorgesetzten tendenziell 
als individuelle Probleme gesehen 
werden. Die Arbeitsumgebung, die 
ursächlich für das Problem sein 
kann, scheint nur eine marginale 
Rolle zu spielen. Damit beschränkt 
sich die Intervention des Betriebs 
häufig auf freiwillige Unterstüt-
zungsmassnahmen und eine mehr 
oder weniger informelle Bearbei-
tung von Problemfällen. 

Kontakt:
Stephanie Lauterburg Spori, Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin, Eidgenös-
sische Arbeitsinspektion, SECO, 
stephanie.lauterburg@seco.admin.ch
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«Unternehmen müssen die Voraussetzungen für präventives Handeln schaffen, also Aufgaben 
und Zuständigkeiten klären und entsprechende Fachpersonen ausbilden», sagt Stephanie 
Lauterburg Spori.

Stress und 
Mobbing am 
Arbeitsplatz 
können die 
Gesundheit 
stark beein-
trächtigen. 
Motivations  -
ver lust, Depres-
sionen bis zu 
Herz- Kreislauf-
Erkrankungen 
können die 
Folge sein.
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Mit baulichen Massnahmen 
die Bewegung im Alltag fördern
Wachsende Bevölkerung, wachsende Mobilität, wachsen-
de Ansprüche an die Freizeitgestaltung – all dies hat 
Auswirkungen auf die Raumentwicklung. Mit den «Modell-
vor haben Nachhaltige Raumentwicklung» soll die Lebens-
qualität verbessert und auch die Gesundheit der Menschen 
gefördert werden.

Viele Schweizer Dörfer und Städte 
wachsen stetig und breiten sich in 
die Landschaft aus. Um der Zersie-
delung Einhalt zu gebieten, wird 
deshalb vermehrt verdichtet ge-
baut. Dennoch sollen Dörfer und 
vor allem städtische Gebiete le-
benswert bleiben oder idealerwei-
se sogar noch aufgewertet werden, 
etwa mit zusätzlichen Grünfl ächen. 
Das verlangt nach innovativen An-
sätzen und grenz- beziehungswei-
se amtsübergreifender Zusammen-
arbeit.

Seit dem Jahr 2002 führt das 
Bundesamt für Raumentwicklung 
(ARE) die «Modellvorhaben Nach-
haltige Raumentwicklung» durch. 
In der ersten Phase (2002–2007) 
lag der Fokus auf der Zusammen-
arbeit in Agglomerationen. In der 
zweiten Phase (2007–2011) stan-
den Themen wie nachhaltiger Tou-
rismus oder Nutzen-Lasten-Aus-
gleichssysteme im Zentrum. In der 
dritten Phase (2014–2018) lag der 
Fokus unter anderem auf der Frei-
raumentwicklung in Agglomeratio-
nen, weshalb die Bundesämter für 
Strassen (ASTRA), Gesundheit 
(BAG), Sport (BASPO) und Wohnen 
(BWO) ins Boot geholt wurden. 
Denn um eine integrale Freiraum-
entwicklung zu erreichen, sind 
Langsamverkehr, Sport und Bewe-
gung wichtige Bereiche. «Wir such-
ten das Gespräch mit den zusätzli-
chen Ämtern, da wir die Themen 
für die Zusammenarbeit wichtig 
fanden», so Melanie Butterling, 
Programmkoordinatorin der «Mo-
dellvorhaben Nachhaltige Raum-
entwicklung».

In der dritten Phase ging es um 
bewegungsfreundlichere, aber 
auch sicherere Freiraumentwick-
lung. Das BAG empfi ehlt für Klein-
kinder drei Stunden Bewegung am 
Tag, für Schulkinder und Jugendli-
che mindestens eine Stunde pro 
Tag sowie für Erwachsene entwe-
der zweieinhalb Stunden Bewe-
gung pro Woche in mittlerer Inten-
sität oder halb so viel Zeit Bewegung 
in hoher Intensität.

Aber wie kann via Raument-
wicklung mehr Bewegung in den 
Alltag gebracht und zugleich die 
Strassensicherheit erhöht werden? 
Die Kinder sollen beispielsweise 
draussen spielen können, ohne zu-
nächst lange Wege zurücklegen zu 
müssen. Sind die Wege dennoch 

lang, so sollen sie wenigstens so si-
cher wie möglich gestaltet sein. 
Insgesamt 31 solcher Modellvorha-
ben wurden mit rund 3,4 Millionen 
Franken gefördert und von Kanto-
nen, Gemeinden, Unternehmen, 
Verbänden und weiteren regiona-
len Akteuren umgesetzt.

Agglomeration verbessern und da-
rüber hinaus die Bewegung und 
damit auch die Gesundheit der 
Menschen fördern. Zudem erarbei-
tete man Massnahmen, mit deren 
Hilfe sich die Naherholungsgebiete 
über das Velo- und Wanderweg-
netz besser erschliessen lassen. In 
der Pilotregion Luzern Ost ver-
suchte man, die Interessen von 
Fuss- und Veloverkehr sowie von 
Veloverkehr und Naturschutz unter 
einen Hut zu bringen, um sichere 
Zugänge zu den Naherholungsge-
bieten und attraktive Fussgänger- 
und Veloverbindungen durch das 
Rontal zu schaffen.

wichtige Erkenntnisse in verschie-
dene Bereiche einfliessen, zum 
Beispiel ins regionale Altersleitbild, 
ins Sportmanagement der Region 
Sursee-Mittelland, in die regionale 
Velonetzplanung und in weitere 
bestehende Projekte im Sinne der 
Bewegungsförderung.

Nun folgt die vierte Runde
Dieses Jahr gehen die Modellvor-
haben in die vierte Runde. In den 
Jahren 2020–2024 wird es fünf 
Themenschwerpunkte geben: 
Chancen der Digitalisierung und 
Grundversorgung, integrierte Regi-
onalentwicklung, Landschaft als 
Mehrwert, Wohnen und demogra-
fi scher Wandel sowie kurze Wege 
und bewegungsfördernde Siedlun-
gen. Insbesondere beim letzten 
Thema werden wieder Sport und 
Bewegung im Vordergrund stehen. 

Kontakte:
Fabienne Keller, Sektion Gesund-
heitsförderung und Prävention
Fabienne.Keller@bag.admin.ch 

Melanie Butterling, Programmkoor-
dinatorin Modellvorhaben Nach -
haltige Raumentwicklung, Bundes-
amt für Raumentwicklung (ARE), 
melanie.butterling@are.admin.ch 
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Innovation und Pioniergeist
Modellvorhaben sind vor allem 
kreative, teils gar experimentelle 
Projekte, bei denen Innovation 
und Pioniergeist gefragt sind. 
Nicht alle Projekte werden zu 100 
Prozent umgesetzt – doch durch 
deren Planung und Ausarbeitung 
lernen die beteiligten Stellen und 
Ämter, wie die Zusammenarbeit 
aussehen könnte. Stellvertretend 
werden an dieser Stelle einige Mo-
dellvorhaben der dritten Phase 
präsentiert.

Metropolitanraum Zürich: In der 
Pilotregion Regio Wil bestand das 
Ziel darin, Erholungsräume einer 
breiten Bevölkerung innert 15 Mi-
nuten zu Fuss oder per Velo sicher 
erreichbar zu machen. So wollten 
die Projektverantwortlichen den 
motorisierten Freizeitverkehr ver-
ringern, die Lebensqualität in der 

Bewegungsfördernde Räume in 
Winterthur und Dübendorf: Für 
die zukünftige Siedlung Werk 1 auf 
dem ehemaligen Sulzer-Industrie-
areal konnten dank des Modell  vor-
habens Nutzerinteressen und -be-
dürfnisse in die Planung miteinbe-
zogen werden. Auf Initiative des 
Modellvorhabens und des Sport-
amts Winterthur will die Stadt 
Winterthur nun einen urbanen Be-
wegungs- und Fitnessparcours ein-
richten. Bewegung und Sport als 
Schlüsselthemen bei der Stadt-
planung sind dabei ein absolutes 
Novum.

Sursee-Mittelland: Hier arbeiteten 
Regionalplaner, Ortsplaner, die 
Fachstelle Gesundheitsförderung 
des Kantons Luzern, die Stadt 
Sempach, Pro Senectute Luzern 
und Fussverkehr Schweiz zusam-
men. Auf diese Weise konnten 

Modellvorhaben Sursee-Mittelland: Die Raumentwicklung so gestalten, 
dass genügend Raum für Bewegung bleibt.


